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Vorwort

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten koope-
rieren mit Drittländern, um Migrantinnen und Migran-
ten sowie Flüchtlinge bereits weit außerhalb des eigenen 
Territoriums daran zu hindern, sich in Richtung der 
europäischen Außengrenzen zu bewegen.

Die EU lagert Grenzkontrollen aus, unterstützt die 
Ausbildung von Grenzschützern, schließt Rückübernah-
meabkommen ab, finanziert Programme der „freiwilligen 
Rückkehr“ und stellt Ländern, die sich im Sinne europä-
ischer Interessen kooperationswillig zeigen, Finanzmit-
tel in Aussicht. Für Flüchtlinge, Migrantinnen und Mig-
ranten wird es immer schwieriger, sichere Wege und 
Schutz zu finden.

Bei Brot für die Welt und medico international beob-
achten wir gemeinsam mit unseren Partnerorganisatio-
nen in den jeweiligen Ländern die Auswirkungen dieser 
Politik in Bezug auf die Menschenrechte und das Wohl-
ergehen von Flüchtlingen und Migrantinnen und Mig-
ranten. Das Ausmaß, in dem die Entwicklungszusam-
menarbeit in den Dienst migrations- und sicherheitspoli-
tischer Interessen Europas gestellt wird, ist alarmierend.

2015 schuf die EU den EU-Nothilfe-Treuhandfonds 
(EUTF), der der Idee nach die Ursachen von irregulärer 
Migration und Vertreibung in Afrika adressieren sollte. 
Neben der Finanzierung klassischer Entwicklungspro-
jekte in den Herkunftsländern von Migrantinnen, Mig-
ranten und Flüchtlingen, und ganz im Gegensatz zu 
einem seiner ursprünglich formulierten Ziele, nämlich 
den Ausbau regulärer Migrationswege zu unterstützen, 
zielt ein großer Teil der über den EUTF finanzierten Mig-
rationsprojekte letztendlich auf eine Kontrolle und Prä-
vention von Migration ab. Dies betrifft sowohl die Migra-
tion innerhalb des afrikanischen Kontinents, als auch 
die Migration aus Afrika in Richtung Europa. 

In diesem Rahmen und in Zusammenarbeit mit der 
Internationalen Organisation für Migration (IOM), begann 
die EU in 2016 die Förderung der „freiwilligen Rückkehr“ 
und der Reintegration von Migrantinnen und Migranten 
innerhalb Afrikas. Dazu gehören die Sahel- und Tschad-
seeregion und Nachbarländer, einschließlich Libyen.

Zur gleichen Zeit stoppten die europäischen Mit-
gliedstaaten den Einsatz ihrer Schiffe in der Nähe der 
libyschen Gewässer. Einige Mitgliedstaaten starteten 
sogar Kampagnen gegen zivile Such- und Rettungsorga-
nisationen. Gleichzeitig floss weiter Geld der EU an die 
libysche Küstenwache, obwohl diese nachweislich an 
Menschenrechtsverletzungen gegenüber Migrantinnen 
und Migranten beteiligt war. 

Nachdem der amerikanische Fernsehsender CNN 
Ende 2017 Bilder von sklavenähnlichen Verhältnissen in 
libyschen Flüchtlingslagern zeigte, wurden zwar einige 
der dort lebenden Menschen evakuiert. Ziel der Evakua-
tionen waren jedoch nicht europäische Länder, die tat-
sächlich Schutz bieten könnten, sondern Herkunfts- und 
Transitländer, in denen die Ursachen für die Flucht oft 
fortbestehen und in denen sich im Zuge der Rückkehr 
von Flüchtlingen, Migrantinnen und Migranten die Ent-
stehung neuer Konflikte abzeichnet. 

In ihrem Vortrag auf dem von uns gemeinsam mit 
der Stiftung PRO ASYL und der Heinrich-Böll-Stiftung 
2019 organisierten Fachtag „Rückkehr um jeden Preis?“ 
präsentierte die Rechtsanthropologin Jill Alpes Ergeb-
nisse ihrer Forschungsarbeit über die Auswirkungen der 
europäischen Externalisierungspolitik auf Flüchtlinge 
sowie Migrantinnen und Migranten in Westafrika. Die 
Ergebnisse ihrer Studie, deren Erstellung teilweise von 
der Open Society Foundation unterstützt wurde, fasst sie 
in dieser Publikation noch einmal zusammen. Basierend 
auf Interviews mit Flüchtlingen, Migrantinnen und Mig-
ranten, die aus Libyen und Niger nach Nigeria und Mali 
zurückgekehrt sind, weist ihre Studie auf die alarmieren-
den menschenrechtlichen und humanitären Folgen 
einer Politik hin, die in erster Linie europäischen Interes-
sen folgt. Dabei beleuchtet sie insbesondere die Rolle der 
IOM bei den Evakuierungs- und Rückkehrmaßnahmen.

Wir hoffen, dass die Veröffentlichung dieser Studie 
eine Diskussion über das europäische Engagement in 
der Region und auch die Rolle internationaler Organisa-
tionen wie der IOM bei der Unterstützung und dem 
Schutz von Flüchtlingen sowie Migrantinnen und Mig-
ranten weiter befördert.

katherine braun
Referentin für Migration und Entwicklung
Brot für die Welt

ramona lenz 
Referentin für Flucht und Migration
medico international
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Kapitel 1

Einleitung

Als CNN Ende November 2017 die Sklaverei in Libyen 
stärker ins öffentliche Bewusstsein rückte, verlagerte sich 
der Schwerpunkt des 5. Gipfeltreffens zwischen der Afri-
kanischen und der Europäischen Union in Abidjan. Die 
afrikanischen Regierungen versuchten nicht mehr, die 
problematische europäische Unterstützung der libyschen 
Küstenwache in Frage zu stellen, sondern stimmten der 
freiwilligen Rückkehr ihrer Bürgerinnen und Bürger aus 
Libyen zu (medico international, 2018). So wandte sich 
die Gemeinsame AU-EU-UN-Taskforce im November 
2017 an die Internationale Organisation für Migration 
(IOM), um die Anzahl der Rückführungen zu erhöhen, 
die diese bereits aus Libyen und anderen Ländern unter 
dem Dach der EU-IOM Joint Initiative for Migrant Pro-
tection and Reintegration durchführte (vgl. EK, 2017). 

Rückkehr ist einer der Eckpfeiler der gemeinsamen 
Initiative, wobei die Mittel auch für „Reintegration“, „mig-
rant response and resource mechanisms“ sowie für Ret-
tungsaktionen in der Wüste bereitgestellt werden (weitere 
Informationen hier: https://migrationjointinitiative.org). 
Die gemeinsame Erklärung von AU, EU und UN bezieht 
sich zwar auch auf die Wiederansiedlung und auf Maß-
nahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels, sie 
bekräftigt jedoch ein Verständnis von Rückführungsope-
rationen als Schutzmaßnahme. Ein Verständnis, das 
durch die Berichte über Sklaverei und Ausbeutung in 
Libyen befördert wurde, die Rückführungsoperationen 

als Notwendigkeit erscheinen ließen. Angesichts der 
unmittelbaren Dringlichkeit gab es keine grundsätzliche 
Diskussion über weiter reichende Ursachen für das Leid 
der Migrantinnen und Migranten in Libyen oder darüber, 
inwieweit die Rückkehr- und Reintegrationsmaßnahmen 
eine adäquate Antwort auf die Bedürfnisse und Bestre-
bungen der Menschen darstellen.

Die Rückkehrmaßnahmen aus Libyen und Niger 
nach Westafrika entstanden als humanitäre Intervention 
zur Förderung der Mobilität in Nord- und Westafrika, 
nachdem die offizielle Unterstützung für Such- und Ret-
tungsaktionen im Mittelmeer zurückgegangen und Ende 
2016 fast zum Erliegen gekommen war (vgl. Cuttitta, 
2018b). Europäische Länder stoppten den Einsatz ihrer 
Schiffe im zentralen Mittelmeer in der Nähe der libyschen 
Gewässer und starteten eine Kampagne gegen Seenotret-
tungs-NGOs, um zu verhindern, dass sie dort Search and 
Rescue-Einsätze (SAR) durchführen (vgl. Cuttitta, 2018a). 
In der zweiten Jahreshälfte 2016 begann die Europäische 
Union zudem mit der Finanzierung, Ausbildung und Aus-
rüstung der libyschen Küstenwache (vgl. Cuttitta, 2018a). 
Diese Politik ist nach wie vor in Kraft. Sie zielt darauf ab, 
die unrechtmäßige Rückführung von Migrantinnen und 
Migranten aus internationalen Gewässern durch die liby-
sche Küstenwache zu erleichtern. Die libysche Küstenwa-
che fängt Migrantinnen und Migranten ab, die versuchen, 
Libyen mit dem Boot zu verlassen, und inhaftiert sie.

Nachdem der Nachrichtensender CNN im November 2017 über den Sklavenhandel mit afrikanischen Migrantinnen 
und Migranten in Libyen berichtet hat, wurde die Situation von Migranten in Nordafrika zum bestimmenden Thema des 
5. Gipfeltreffens zwischen EU und Afrikanischer Union. 
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Internationale Organisation 
für Migration

Die IOM ist eine zwischenstaatliche Organisation, 
die sich mit Migration befasst. Ihre vier großen 
Arbeitsbereiche sind traditionell Migration und 
Entwicklung, die Förderung der Migration, die 
Regulierung der Migration und die Auseinanderset-
zung mit erzwungener Migration. Die IOM, oder 
wie sie zuerst genannt wurde, das „Provisorische 
Zwischenstaatliche Komitee für die Auswanderung 
aus Europa” wurde 1951 als eine rein operative 
Logistikagentur gegründet. Die Organisation erhielt 
1989 einen dauerhaften Status und ihren heutigen 
Namen und hat seitdem eine rasche Expansion 
erlebt. Während die IOM 1991 43 Mitgliedsstaaten 
und ein Budget von rund 300 Millionen USD hatte, 
stieg das Budget bis 2018 auf geschätzte 1,8 Milliar-
den USD und 172 Mitgliedsstaaten an (Migreurop, 
2019). Erst im September 2016 wurde die Organisa-
tion als verwandte Organisation Teil des Systems 
der Vereinten Nationen. Ihr hochdotiertes und pro-
jektbasiertes Finanzierungsmodell unterscheidet 
die IOM vom UNHCR und anderen internationa-
len Organisationen (vgl. Patz und Thorvaldsdottir, 
2020). Nach Vorwürfen von Amnesty International 
(vgl. AI, 2003) und Human Rights Watch (vgl. HRW, 
2007) bezüglich der menschenrechtlichen Verein-
barkeit einiger ihrer Operationen heißt es in der 
zweiten Fassung der Satzung der Organisation von 
2013, dass die Organisation „sich verpflichtet, ihre 
Aktivitäten in Übereinstimmung mit den Zielen 
und Grundsätzen der Charta der Vereinten Natio-
nen und unter gebührender Berücksichtigung der 
Politik der Vereinten Nationen zur Förderung dieser 
Ziele und Grundsätze sowie anderer einschlägiger 
Instrumente in den Bereichen internationale Mig-
ration, Flüchtlinge und Menschenrechte durchzu-
führen“. (IOM, 2017a)

Zu Beginn der so genannten Voluntary Humanitarian 
Returns Operations (VHR) der IOM Ende 2017 waren die 
meisten Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus Libyen 
von den libyschen Behörden festgenommen und anschlie-
ßend inhaftiert worden. Angesichts der unmenschlichen 
und entwürdigenden Bedingungen in libyschen Internie-
rungslagern berichteten im Rahmen dieses Forschungs-
projekts befragte Migrantinnen und Migranten in Libyen, 

dass sie sich verpflichtet fühlten, ihrer eigenen Rückfüh-
rung zuzustimmen (vgl. IOM, 2018). Die Politikwissen-
schaftler Stierl und Mezzadra haben dieses Arrangement 
als „Refoulement-Industrie“ beschrieben. Aktivistinnen 
und Aktivisten von Such- und Rettungsinitiativen spre-
chen von der Notwendigkeit, Migrantinnen und Migran-
ten gleich zweimal zu retten, nämlich einmal vor dem 
Schiffbruch auf See und ein zweites Mal „from the risk of 
being captured and taken back to suffer the tortures and 
horrors from which they were fleeing“ (Stierl/Mezzadra, 
2019). IOM und UNHCR haben sich kürzlich den seit vie-
len Jahren von Menschenrechtsorganisationen (vgl. AI, 
2018) erhobenen Forderungen angeschlossen und erklärt, 
dass die im Mittelmeer geretteten Menschen nicht nach 
Libyen zurückgebracht werden sollten und die Unterstüt-
zung libyscher Institutionen eingestellt werden muss, da 
sie Menschenrechtsstandards nicht gewährleisten (vgl. 
IOM 2019). Im Jahr 2019 gingen die Rückführungen der 
IOM aus libyschen Internierungslagern auf 25 Prozent 
zurück, wobei die meisten Rückführungen aus urbanen 
Gebieten in Libyen erfolgten.

Die Grenzen zwischen Rettung, Schutz, Abschre-
ckung und Grenzkontrolle sind verschwommen (vgl. 
Sørensen, 2019). Die vorliegende Studie untersucht, 
inwieweit Rückführungen mittel- und langfristig ein Mit-
tel des Schutzes darstellen oder möglicherweise neue 
Schutzbelange oder andere negative politische Folgen für 
die Menschen nach sich ziehen. Mit Schutzbelangen ist 
sehr allgemein sowohl der Bedarf nach sofortigem 
Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen gemeint, die 
für das Recht auf Leben und das Recht auf eine men-
schenwürdige Behandlung von entscheidender Bedeu-
tung sind (wie z. B. medizinische Notfallversorgung, Nah-
rung, Unterkunft, Sicherheit), als auch das längerfristige 
Bedürfnis nach sozialer Sicherheit (Zugang zu Gesund-
heitsversorgung, Bildung, Rechten). Auch die Genfer 
Flüchtlingskonvention wirft wichtige Fragen hinsichtlich 
des internationalen Schutzbedarfs auf; die Feldforschung 
für diese Studie konzentriert sich jedoch auf Orte, an 
denen die Rückkehrdynamiken über den Grundsatz der 
Nichtzurückweisung hinausgehen.

Diese Studie untersucht Zusammenhänge zwischen 
Rückkehr und Schutzbelangen, indem sie sich bei ihrer 
Analyse auf international vereinbarte humanitäre 
Schutzprinzipien stützt (vgl. Sphere, 2018). Schutzmaß-
nahmen, die humanitären Prinzipien folgen, müssen 
beispielsweise sicherstellen, dass die Hilfe bedarfsorien-
tiert ist und Vulnerabilitäten berücksichtigt werden. Vor 
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diesem Hintergrund sehen die IOM-Richtlinien eine Ein-
schätzung der Vulnerabilität vor, um so festzustellen, ob 
eine Reise für eine Person sicher ist und um besonders vul-
nerablen Migrantinnen und Migranten weitere Unterstüt-
zung während des gesamten Rückkehr- und Reintegrati-
onsprozesses zukommen zu lassen. Diese Maßnahmen 
fokussieren auf bestehende Vulnerabilitäten. Die humani-
tären Schutzprinzipien sehen jedoch auch vor, dass die 
humanitären Akteure möglichen Schäden vorbeugen, die 
Menschen bei der Entwicklung von Selbstschutzkapazitä-
ten unterstützen und sie in die Lage versetzen, ihre Rechte 
einzufordern. Im Hinblick auf diese Prinzipien wird in die-
sem Papier die Frage gestellt, ob die Rückkehr die Ursa-
chen für die Schutzbedarfe der Migrantinnen und Migran-
ten adressiert, ob die Rückkehr neue Schutzbedarfe her-
vorruft und welche Unterstützung die Menschen in den 
Herkunftsländern beim Aufbau von (sozialer) Sicherheit 
und beim sozioökonomischen Empowerment benötigen.

Die Publikation konzentriert sich auf Rückführungs-
maßnahmen von Libyen und Niger nach Nigeria bzw. 
Mali. Die IOM bezeichnet Rückführungsoperationen aus 
Libyen als „Freiwillige Humanitäre Rückkehr“ (Volun-
tary Humanitarian Return, VHR) und aus Niger als 
„Unterstützte Freiwillige Rückkehr“ (Assisted Voluntary 
Return, AVR). Diese beiden Programme unterscheiden 
sich bis zu einem gewissen Grad, da der jeweilige geogra-
phische und politische Kontext Migrantinnen und Mig-
ranten vor unterschiedliche Herausforderungen stellt 
und IOM wie humanitäre Akteure in beiden Ländern mit 
unterschiedlichen Einschränkungen konfrontiert sind. 
Im Gegensatz zu erzwungenen und unterstützten Rück-
führungen aus EU-Ländern rechtfertigen sich die hier 
untersuchten AVR- und VHR-Programme durch die Not-
situation für (Transit-)Migrantinnen und werden daher 
als Schutzmaßnahmen betrachtet. Für die vorliegende 
Studie fasst die Autorin daher die VHR- und AVR-Pro-
gramme aus Libyen und Niger zusammen und bezeich-
net sie als Notfallrückführungen.

Um die gemachten Erfahrungen der zurückgekehr-
ten Migrantinnen und Migranten, ihrer Familien und 
anderer Personen in den Vordergrund zu stellen, stützt 
sich das Papier auf intensive qualitative Forschung mit 
Rückkehrerinnen und Rückkehrern, ihren Familien und 
anderen Bevölkerungsgruppen sowie mit internationa-
len Organisationen und implementierenden Organisati-
onen in Mali, Niger und Nigeria, die über einen Zeit-
raum von zehn Wochen zwischen Januar und März 2019 
durchgeführt wurde.

Methodologie

Die Ergebnisse basieren auf der Analyse von ergeb-
nisoffenen Interviews mit 23 Rückkehrerinnen und 
Rückkehrern aus Libyen, 15 Migrantinnen und 
Migranten in Niger und Mali sowie auf Hinter-
grundgesprächen mit Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern von IOM (21), NGOs (11), nationalen staat-
lichen Institutionen (10), Vertreterinnen und Ver-
tretern der EU, UNHCR (2) und europäischen Ent-
wicklungsagenturen (2). Das Papier stützt sich 
auch auf wiederholte Beobachtungen der Ankünfte 
von Rückkehrflügen und der Aufnahmeverfahren 
für Rückkehrerinnen und Rückkehrer, Besuche 
von Transitzentren, Fokusgruppendiskussionen 
mit Migrantinnen und Migranten unter der Lei-
tung von NGOs und Kirchen sowie Beobachtun-
gen bei der Ausbildung von Rückkehrerinnen und 
Rückkehrern in unternehmerischen Fähigkeiten, 
die Teil der Reintegrationsprogramme sind. Um 
eine mögliche Voreingenommenheit zu vermei-
den, verzichtete die Autorin bewusst darauf, die 
IOM um eine Kontaktherstellung mit Rückkehre-
rinnen und Rückkehrern zu bitten, sondern griff 
stattdessen auf die Vermittlung durch Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, Kirchenmit-
glieder und Gemeindevorsteherinnen oder -vorste-
her zurück. Die Daten beschränken sich auf die 
Dynamiken und Erfahrungen von Rückkehrmig-
rantinnen und -migranten in städtischen Räumen.

Das Papier skizziert zunächst den politischen Kon-
text für Rückführungen aus Libyen und Niger nach Nige-
ria und Mali. Anschließend werden verschiedene kon-
zeptionelle Ansätze für die Bedürfnisse der Menschen 
vor, während und nach der Rückkehr erörtert. Im empiri-
schen Teil untersucht das Papier die unterschiedlichen 
Zusammenhänge zwischen Rückkehr und Schutzbelan-
gen. Zunächst geht es um die Ursachen für Schutzbeden-
ken vor der Rückkehr. In einem zweiten Schritt unter-
sucht die vorliegende Studie, ob und inwieweit nach 
einer erfolgten Rückkehr neue Schutzgründe entstehen. 
Drittens beleuchtet das Papier, wie Rückkehrerinnen 
und Rückkehrer und ihre Familien ihre eigenen Schutz-
mechanismen konzipieren und konstruieren.



Notfallrückführungen der IOM aus Libyen und Niger Kapitel 2

9

Kapitel 2

Politischer Kontext: Rückkehr als eine 
 Intervention in die Migrationsdynamik 
Westafrikas
Mit dem Anstieg der Zahl von Schutzsuchenden, Migran-
tinnen und Migranten (vgl. Carling, 2015) in Europa im 
Jahr 2015 haben Politikerinnen und Entscheidungsträger 
begonnen, eine stärkere und effizientere Rückkehrpolitik 
zu fordern. Diese politische Orientierung ging auf Kosten 
anderer migrationspolitischer Optionen wie Regularisie-
rung oder Ausbau regulärer Migrationswege (UN, 2018, 
S. 4). Die Fokussierung auf Rückkehr im Migrationsma-
nagement hat zu finanziellen und politischen Investitio-
nen in eine verstärkte Sicherheitspolitik in europäischen 
Ländern geführt, wie z. B. in die neue Europäische Grenz- 
und Küstenwache. Gleichzeitig kam es zu einer Zunahme 
von Rückübernahmeabkommen und anderen Formen 
der bilateralen Zusammenarbeit, wie z. B. der Vereinba-
rung zwischen der EU und Afghanistan „Joint Way For-
ward“ oder dem EU-Türkei-Deal (EC, 2019, S.  15-18). 
Zusammengenommen haben die politischen Entwick-
lungen jedoch nicht zu wesentlich höheren Rückkehrzah-
len aus den Zielländern geführt ‒ unter anderem auf-
grund logistischer Herausforderungen und die der Rück-
führungspolitik innenwohnenden Begrenzungen und 
menschenrechtlichen Verpflichtungen. 2017 haben die 
EU-Mitgliedstaaten beispielsweise 15.600 nigerianische 
und 4.700 malische Staatsangehörige zur Ausreise aufge-
fordert, aber nur 3.700 nigerianische und 355  malische 

Staatsangehörige verließen die EU tatsächlich mit einer 
Ausreisepflicht (Eurostat).

Rückübernahmeabkommen

Unter dem Migration Partnership Framework von 
2016 haben die EU und ihre Mitgliedstaaten eine 
Reihe formeller und informeller Abkommen mit 
Drittländern ausgehandelt, um die Rücküber-
nahme von Migrantinnen und Migranten in ihre 
Herkunftsländer zu erleichtern und die Zahl der 
Menschen zu verringern, die irregulär an den euro-
päischen Grenzen ankommen. Über den Treu-
handfonds der Europäischen Union für Afrika 
(EUTF) hat der Europäische Rat der EU zudem die 
Zuweisung von Mitteln für Entwicklungshilfe und 
Nothilfe mit seiner Migrationsagenda und den Pri-
oritäten des Rates für Justiz und Inneres der EU 
verknüpft (vgl. EK, 2016). So wurden beispiels-
weise in Äthiopien, Niger, Gambia und Marokko 
Entwicklungsprojekte parallel zu den Fortschritten 
bei den Verhandlungen über Rückkehr- und Rück-
übernahmeabkommen genehmigt (vgl. Oxfam 
International, 2020).

Drei Migranten warten vor ihrer Überquerung der Wüste auf ihrem Weg nach Libyen.
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Im Vergleich zu Abschiebungen aus Europa finden 
Rückführungen aus so genannten Transitländern in viel 
größerem Umfang statt. Zwischen März 2017 und 
November 2019 hat die IOM 30.869 Migrantinnen und 
Migranten aus Libyen, 29.337 aus Niger und 2.522 aus 
Mali zurückgeführt. Die Herkunftsländer, die in diesem 
Zeitraum die meisten Rückkehrerinnen und Rückkehrer 
über diese Maßnahmen aufnahmen, waren zugleich 
auch wichtige Herkunftsländer für Migrationsbewegun-
gen nach Europa (EK, 2018, S. 12), insbesondere Nigeria 
(15.707), Mali (14.628) und Guinea (13.084). Aufgrund 
dieser Tatsache könnte man argumentieren, dass Rück-
führungen aus so genannten Transitländern zur Exter-
nalisierung der Grenzkontrollen beitragen.

Programme der unterstützten freiwilligen Rückkehr 
(Assisted Voluntary Return ‒ AVR) begannen als Alter-
native zu Abschiebungen aus den Zielländern. Kernprin-
zipien der IOM sind, dass Rückführungen freiwillig, 
human und in Würde erfolgen. Durch Unterstützung 
nach der Rückkehr soll eine nachhaltige Reintegration 
ermöglicht werden, so dass sich die Menschen nicht 
gezwungen sehen erneut zu migrieren (vgl. IOM, 2017). 

Im Jahr 2008 begann IOM mit der Durchführung von 
AVRs auch aus sogenannten Transitländern. Die Idee war, 
„to offer alternatives before the lack of alternatives made 

migrants vulnerable“. Nach 2015 erhöhte die EU ihre 
finanziellen Mittel für die operationellen Kapazitäten der 
IOM entlang der zentralen Mittelmeerrouten. Dies führte 
im Mai 2017 zum Start der EU-IOM „Initiative zum Schutz 
und zur Reintegration von Migrantinnen und Migranten“, 
die aus dem EUTF finanziert wurde. Sie erstreckt sich auf 
fast alle Länder Nordafrikas, die Sahelzone und den 
Tschadsee sowie das Horn von Afrika. Die Gemeinsame 
Initiative sieht Aktivitäten für „Kapazitätsaufbau“, „Schutz 
und Unterstützung freiwilliger Rückkehr“, „Unterstützung 
bei der Reintegration“, „Sammlung und Analyse von Mig-
rationsdaten, Informations- und Sensibilisierungsaktivitä-
ten“ sowie „Stabilisierung von Communities“ vor.

Die Aktivitäten zur Unterstützung der freiwilligen 
Rückkehr und Reintegration im Rahmen der Gemeinsa-
men Initiative von EU und IOM bieten Migrantinnen 
und Migranten, die in Ländern entlang der Route nach 
Europa gestrandet sind, insbesondere in Libyen, Niger 
und Mali sowie in Burkina Faso und Mauretanien, Hilfe 
bei der Rückkehr und Wiedereingliederung. 

Afrikanische Bürgerinnen und Bürger migrieren 
jedoch auch in Länder auf dem afrikanischen Kontinent, 
die nicht gleichzeitig Transitländer für Migrantinnen 
und Migranten auf dem Weg nach Europa sind. So fol-
gen Malierinnen und Malier beispielsweise bereits seit 

EU-Treuhandfonds für Afrika

Im November 2015 richteten die europäischen und 
afrikanischen Staats- und Regierungschefs den „EU-
Notfall-Treuhandfonds zur Unterstützung der Stabili-
tät und zur Bekämpfung der Ursachen von irregulärer 
Migration und Vertreibung in Afrika“ ein. Der EU-
Treuhandfonds für Afrika, der Mittel der EU-Mitglied-
staaten, des Europäischen Entwicklungsfonds und 
des EU-Haushalts zusammenfasst, war ursprünglich 
ein Finanzinstrument für den Aktionsplan des verein-
barten gemeinsamen Migrationsansatzes des Valletta-
Gipfels (zur Kritik an der mangelnden Transparenz bei 
der Verwaltung dieser Mittel und den damit verbunde-
nen möglichen Verstößen gegen das Vergaberecht siehe 
Spijkerboer/Steyger, 2019; und Vermeulen/Zandonini, 
2019). Mit dem Aktionsplan sollten die Ursachen von 
irregulärer Migration und Vertreibung angegangen, die 
Zusammenarbeit im Bereich der legalen Migration und 
Mobilität verbessert, der Schutz von Migrantinnen, 

Migranten und Asylsuchenden verstärkt, irreguläre 
Migration, Schleuserkriminalität und Menschenhan-
del verhindert und bekämpft, und die Zusammenar-
beit bei Rückkehr, Rückübernahme und Wiederein-
gliederung enger gestaltet werden. Humanitäre NGOs 
haben das Finanzierungsinstrument kritisiert, da die 
Bereitstellung öffentlicher Entwicklungshilfe mit den 
migrationspolitischen Zielen der EU verknüpft werde, 
irreguläre Migration zu stoppen und Vereinbarungen 
mit afrikanischen Ländern über die Rückkehr ihrer 
Staatsangehörigen zu treffen (vgl. Oxfam Internatio-
nal, 2017 u. 2020). Trotz der Kritik wird dieses Krisen-
reaktionsmodell höchstwahrscheinlich mit dem 
nächsten langfristigen Budget der EU, dem Mehrjäh-
rigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027, als Teil eines 
neuen „Instruments für Nachbarschaft, Entwicklung 
und internationale Zusammenarbeit“ langfristig in 
die Entwicklungspolitik integriert werden.
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langem etablierten Migrationsrouten in die Elfenbein-
küste, nach Ghana, Äquatorialguinea, Angola und Süd-
afrika und befinden sich in der Elfenbeinküste und in 
Angola sowie in geringerem Maße auch in Liberia und 
Sambia häufig in großen Notlagen (Gary-Tounkara, 2013, 
S.  53). Ob die Malierinnen und Malier im Ausland auf 
Rückkehr- und Reintegrationsprogramme zu ihrem 
Schutz in Anspruch nehmen können, hängt jedoch von 
den Prioritäten der Geber ab. Malische Migrantinnen 
und Migranten im Tschadseebecken, in Saudi-Arabien, 
Angola und Mosambik zum Beispiel können nicht von 
der Rückkehr- und Reintegrationshilfe der IOM profitie-
ren. Die Wahl der Länder, aus denen die IOM Migrantin-
nen und Migranten zurückführt, offenbart die eurozent-
rischen Prioritäten der Geber.

Nach dem ursprünglichen Plan der gemeinsamen 
Initiative von EU und IOM im März 2017 sollten inner-
halb von drei Jahren 20.000 Migrantinnen und Migran-
ten aus Libyen, Niger und Mali in 13 Herkunftsländer 
zurückgeführt werden. Nach den CNN-Enthüllungen im 
November 2017 forderte die AU-EU-UN-Taskforce die 
IOM auf, die Rückführungen zu beschleunigen und 
innerhalb von sechs Wochen mindestens 15.000 Migran-
tinnen und Migranten aus Libyen zurückzuführen (vgl. 
IOM, 2018b). Eine Reihe afrikanischer Staaten wie Niger, 
Nigeria und die Demokratische Republik Kongo beteilig-
ten sich ebenfalls an den Rückführungen und holten 
rund 5.000 ihrer Staatsangehörigen, die in Libyen gestran-
det waren, zurück. Dieser Prozess wurde durch eine drei-
gliedrige AU-EU-UN-Taskforce erleichtert und durch den 
EU-Treuhandfonds für Afrika finanziert. Nach diesen 
Notfallrückführungen aus Libyen hat die IOM die Durch-
führung von Rückführungsmaßnahmen in Nord- und 
Westafrika fortgesetzt, vor allem aus Libyen und Niger, 
aber in erheblichem Umfang auch aus Mali. Zwischen 
März 2017 und November 2019 zum Beispiel hat die IOM 
insgesamt über 40.000 Migrantinnen und Migranten aus 
Libyen und Niger zurückgeführt.

Die veränderte Größenordnung der Rückführungen 
hat sich auf die Kapazitäten der IOM ausgewirkt, Pro-
gramme zur Reintegration umzusetzen, die Teil des Bud-
gets für die Gemeinsame Initiative von EU und IOM sind. 
In Mali nahm die IOM zwischen Mai 2017 und Januar 2019 
10.000 Rückkehrerinnen und Rückkehrer in Empfang, 
konnte aber nach eigenen Schätzungen nur etwa 1.000 
Personen (d.h. 10 Prozent der Rückkehrerinnen und Rück-
kehrer) unterstützen. Im Januar 2019 gab es Pläne für die 
Unterstützung von weiteren 2.000 Rückkehrerinnen und 

Rückkehrern. Da die IOM jedoch nur mit 4.000 von 10.000 
Rückkehrerinnen und Rückkehrern Kontakt aufnehmen 
konnte, dürfte der Anteil derjenigen, die nach der Rück-
kehr Unterstützung erhalten, seither nicht signifikant 
gestiegen sein. In Nigeria ist der Anteil der Rückkehrerin-
nen und Rückkehrer, die Reintegrationshilfe erhalten 
haben, zwar höher, aber immer noch relativ gering. Zwi-
schen Mai 2017 und Februar 2019 hat IOM Nigeria nach 
eigenen Angaben rund 12.000 Rückkehrerinnen und 
Rückkehrer aus Libyen (89 Prozent) und in geringerem 
Maße aus Mali, Marokko, Niger und Europa (11 Prozent) 
in Empfang genommen. Von den 12.000 Rückkehrerin-
nen und Rückkehrern waren 9.000 nach der Rückkehr 
erreichbar, 5.000 von ihnen hatten eine Ausbildung in 
unternehmerischen Fähigkeiten erhalten und 4.300 indi-
viduelle oder kollektive Wiedereingliederungshilfe in 
Form von materiellen Gütern für ein Business. Wenn man 
als Reintegrationshilfe auch den Zugang zu Gesundheits-
diensten und Beratung mit einbezieht, dann unterstützte 
IOM Nigeria 7.000 von 12.000 (also 58 Prozent) der Rück-
kehrerinnen und Rückkehrer.

Terminologie der Rückkehr

Es gibt unterschiedliche Perspektiven auf die 
Arbeit der IOM in Libyen und Niger. Die im Rah-
men dieses Forschungsprojektes befragten Mig-
rantinnen und Migranten sprachen sehr oft von 
ihrer Rückkehr als einem Akt der „Abschiebung“. 
Die IOM und die EU-Mitgliedsstaaten sprechen 
von „assisting migrants in need to return to their 
countries of origin upon their request“. Dabei wer-
den die Operationen als ausschließlich humani-
täre Maßnahme gefasst, ohne einen Zusammen-
hang zu den weiteren Zielsetzungen des Migrati-
onsmanagements derjenigen herzustellen, die die 
Operationen finanzieren. Dieses Papier verwen-
det die deskriptive und neutrale Terminologie der 
„Rückkehr“, wenn es sich auf IOM-Operationen 
bezieht, die Migrantinnen aus Libyen und Niger 
in ihre Herkunftsländer transportieren. Die 
Bezeichnung von IOM-Operationen als Rückfüh-
rungsoperationen impliziert keine Aussage darü-
ber, inwieweit Migrantinnen und Migranten eine 
Rückkehr angefordert oder dieser u.a. eher auf-
grund der schrecklichen Bedingungen in Libyen 
oder Niger zugestimmt haben.
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Kapitel 3

Die Schutzbelange der Menschen vor, 
während und nach der Rückkehr

Gegenwärtig werden die Zuständigkeiten für den Schutz 
nach der Rückkehr hauptsächlich auf Grundlage der 
bestehenden umfangreichen Literatur über Rückkehr 
und Reintegration betrachtet. Diese Literatur wurde 
weitgehend im Zusammenhang mit operativen Rück-
kehrprogrammen für die freiwillige Rückkehr sowie 
innerhalb eines Entwicklungsrahmens entwickelt. Die 
zugrunde liegende Annahme ist, dass zurückgekehrte 
Migrantinnen und Migranten durch ihr Human-, Finanz- 
und Sozialkapital zur Entwicklung ihrer Herkunftsge-
meinschaft beitragen. Wissenschaftliche Studien haben 
diese Annahme erweitert, indem sie auch die Art der 
Rückkehr berücksichtigen. Je nachdem, ob die Rückkehr 
freiwillig, unfreiwillig, unter Druck, rechtsverbindlich 
oder erzwungen erfolgt (vgl. Newland-/Salant, 2018, S. 4), 
variieren die möglichen Entwicklungseffekte einer Rück-
kehr (Cassarino, 2016, S. 220). Der Entwicklungsbeitrag 
von zurückgekehrten Migrantinnen und Migranten wird 
dann am größten sein, wenn sie sich beispielsweise auf-
grund eines geplanten Ruhestands, aus familiären Grün-
den oder da ihre ursprünglichen Migrationsziele erreicht 
wurden, für eine freiwillige Rückkehr entschieden haben. 
Umgekehrt wird der Entwicklungsbeitrag schwächer 
sein, wenn Migrantinnen und Migranten allein deshalb 
zurückkehren, weil sie ihr Aufenthaltsrecht verloren 
haben, von ihrem Zielland zur Ausreise gedrängt oder 
durch Festnahme oder andere Zwangsmaßnahmen effek-
tiv zur Ausreise gezwungen wurden (vgl. IOM, 2019b).

Die Literatur zu Rückkehr und Reintegration kon-
zentriert sich jedoch auf tatsächlich freiwillige Rückkeh-
rerinnen und Rückkehrer und nicht auf Migrantinnen 
und Migranten, die eine Rückkehranordnung erhalten 
haben oder in anderer Weise unter Rückkehrdruck ste-
hen. Wie bereits erwähnt, erlassen die EU-Mitgliedstaa-
ten weit mehr Rückkehrentscheidungen, als sie umset-
zen können. Rückkehrpolitiken wirken sich daher auch 
auf Migrantinnen und Migranten und nicht nur auf 
Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus (vgl. De Genova, 
2002). Um die Auswirkungen von Rückkehrpolitiken 
ganzheitlich zu erfassen, wäre es daher wichtig, auch die 
Auswirkungen von Rückkehrdrohungen und -zwängen 
in die Analyse einzubeziehen. Collyer konnte beispiels-
weise für den Fall sri-lankischer Migrantinnen und Mig-
ranten nachweisen, dass sich Rückkehrdruck negativ auf 
die Entwicklungseffekte der Migration auswirkt (vgl. Col-
lyer, 2018). Da Migrantinnen und Migranten durch ver-
schiedene politische Instrumente zunehmend unter 
Druck gesetzt oder zur Rückkehr gezwungen werden, so 

argumentiert er, werden sie verwundbarer und haben 
einen geringeren Handlungsspielraum in ihren Strate-
gien zur Sicherung des Lebensunterhalts, was sich unter 
anderem auf ihre Möglichkeit auswirkt, Geld an famili-
äre Netzwerke in den Herkunftsländern zu schicken.

Unterstützung bei der Reintegration wurde in der 
Literatur hauptsächlich im Zusammenhang mit der 
Rückkehr aus Zielländern in Herkunftsländer behan-
delt. Der gegenwärtige Kontext der Rückkehr aus Nord- 
und Westafrika bietet jedoch noch weitere Herausforde-
rungen für die entwicklungspolitische Lesart von Post-
Rückkehr-Dynamiken. Die Rückkehroperationen in 
Libyen (und in geringerem Umfang auch die in Niger) 
werden in einer Notsituation durchgeführt. In Libyen 
entscheiden sich Migrantinnen und Migranten für eine 
Rückkehr (die IOM hat die Autorin darüber informiert, 
dass Migrantinnen und Migranten nicht nur das Recht 
haben, eine Rückkehr abzulehnen, sondern dies auch in 
verschiedenen Fällen getan haben), nicht, weil sie ihre 
Migrationsziele erreicht haben oder der Ansicht sind, 
dass sie ihre Lebensziele in ihren Herkunftsländern bes-
ser erreichen können, sondern um eine Inhaftierung zu 
vermeiden oder anderweitig missbräuchlichen, ausbeu-
terischen oder sogar lebensbedrohlichen Situationen zu 
entgehen (siehe auch die Definition von freiwilliger 
Rückkehr im Bericht des Sonderberichterstatters für die 
Menschenrechte von Migrantinnen und Migranten vom 
4. Mai 2018). In Niger akzeptierten interviewte Migran-
tinnen und Migranten ihre Rückführung nach schweren 
Menschenrechtsverletzungen und einer lebensbedrohli-
chen Abschiebung in die Wüste durch die algerischen 
Behörden. Angesichts der Besonderheiten von Notfall-
Rückführungen aus Niger und Libyen stellt dieses 
Papier die unterschiedliche Definition der Bedürfnisse 
von Menschen in Frage, je nachdem ob sie sich außer-
halb oder innerhalb des Landes befinden, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzen. Was im erstgenannten Fall 
unter Vulnerabilitäten abgehandelt wird, wird im letztge-
nannten Fall zu Entwicklungsproblemen.
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Kapitel 4

Rückkehr und Gründe für Schutzbedenken 
von Migrantinnen und Migranten

Interviews mit zurückgekehrten Migrantinnen und Mig-
ranten machen deutlich, dass Pull-Back-Operationen an 
der libyschen Küste, Inhaftierungspraktiken auf dem liby-
schen Festland und algerische Abschiebepraktiken nach 
Niger maßgeblich die Voraussetzungen schaffen, unter 
denen Migrantinnen und Migranten die Rückkehrpro-
gramme der IOM in ihre Herkunftsländer zu akzeptieren 
bereit sind. Rückkehrprogramme ermöglichen einen Aus-
weg aus Situationen der Not, ändern aber nichts an deren 
Ursachen. Entsprechend humanitärer Prinzipien müssen 
humanitäre Interventionen Migrantinnen und Migran-
ten in die Lage versetzen, sinnvolle Entscheidungen tref-
fen zu können, was einen bedingungslosen Zugang zu 
humanitärer Hilfe und die Unterstützung von auf Rech-
ten basierenden Mobilitätsansätzen, z. B. durch die För-
derung regionaler Freizügigkeit, erfordert. 

Schutzbedenken in Libyen

In Libyen verschafft die IOM Migrantinnen und Migran-
ten, die sich entweder in Gewahrsam befinden oder in 
städtischen Gebieten aufhalten, Zugang zu für die Rück-
kehr notwendigen Reisedokumenten. Reisedokumente 
für Migrantinnen aus Sudan, Südsudan, Somalia, Erit-
rea, Äthiopien, Syrien, Palästina, Jemen und Irak fallen 
in die Zuständigkeit des UNHCR (vgl. Monella, 2019). 
Trotz der Notsituation in Libyen beklagten sich die 
befragten Migrantinnen und Migranten, dass sie sich 
nicht frei für die Rückkehr aus Libyen entschieden hät-
ten. In einer Gruppendiskussion erläuterte ein Migrant 
seine Erfahrungen, in einem libyschen Internierungsla-
ger zu sitzen und keine andere Wahl mehr zu haben, als 
zurückzukehren: „Das zweite Mal, als wir auf dem Meer 
aufgegriffen wurden, kümmerte sich die IOM um uns. 
[....] Wir durften das Zentrum nicht verlassen. Die IOM 
sagt dir: Entweder du gehst nach Hause oder du wirst 
das Zentrum nicht verlassen.“ Ein weiterer malischer 
Rückkehrer äußerte sich folgendermaßen über den Man-
gel an Alternativen zu einer Rückkehr: „Wir hatten nicht 
die Wahl, die Rückkehr zu akzeptieren oder nicht. [...] 
Die IOM droht dir, wenn du sagst, du willst bleiben.“ 
Trotz der humanitären Logik der Rückführungsoperati-
onen aus Libyen erleben Migrantinnen und Migranten 
die Arbeit der IOM daher als Kontrolle ihres Mobilitäts- 
und Entscheidungsspielraums. Es ist wichtig, sich vor 
Augen zu halten, dass aus der Perspektive von Internier-
ten die Unterscheidung zwischen IOM-Angestellten und 

libyschen Behörden schwierig zu handhaben und auf-
rechtzuerhalten ist. So berichtete ein malischer Migrant: 
„Als wir auf dem Weg zum Flughafen waren, haben sie 
uns mit ihren Gewehren geschlagen.“ Doch die IOM-Poli-
tik erlaubt es dem IOM-Personal weder, Schusswaffen zu 
tragen oder zu benutzen, noch Gewalt anzuwenden, 
wenn Migrantinnen und Migranten in Flugzeuge einstei-
gen. Andere zurückgekehrte Migrantinnen und Migran-
ten teilten mit, dass sie versucht hatten, vom Flughafen 
zu fliehen, es ihnen jedoch nicht gelungen war. „Sie 
sicherten uns.“ Inhaftierte Migrantinnen und Migranten 
erfahren oft erst durch die Logos auf den Uniformen von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Organisationen 
und Behörden, die in Haftanstalten tätig sind. Zudem ist 
es in Libyen leicht, Uniformen von Agenturen oder Orga-
nisationen zu tauschen oder zu kaufen, ohne überhaupt 
dort angestellt zu sein. Auch wenn es nicht möglich ist, 
aus diesem Interview genaue Informationen über die tat-
sächliche Praxis vor Ort zu gewinnen, so lässt sich anhand 
der Forschungsdaten erkennen, dass Migrantinnen und 
Migranten oftmals keine Wahlmöglichkeiten haben.

Während Rückführungsoperationen durchaus 
lebensrettend sein können, legen die Berichte der Mig-
rantinnen und Migranten nahe, dass die Interventionen 
der IOM in Libyen ihren Handlungsspielraum ein-
schränken. In den Schilderungen von Migrantinnen und 
Migranten, warum und wie sie schließlich mit der IOM 
aus Libyen zurückkehrten, verglichen diese oft ihren 
jeweiligen Handlungsspielraum in offiziellen Haftanstal-
ten, die von Regierungskräften betrieben werden, mit 
dem in inoffiziellen Haftanstalten, die von Milizen oder 
bewaffneten Banden geführt werden. Ein junger Nigeria-
ner erklärte, wie er versucht habe, eine Rückkehr an 
einen offiziellen Haftort zu verhindern: „Ich habe mich 
nicht dazu entschieden, zurückzukehren. Es gab keinen 
Verhandlungsspielraum. [...] Die meisten von uns frag-
ten, ob sie sich freikaufen könnten. Sie sagten nein. Es 
wird nicht verhandelt. Alle, die sie dorthin gebracht 
haben, stehen unter IOM-Gewahrsam und werden in ihr 
Land zurückgeführt. Sie weigerten sich, irgendjemanden 
freizulassen. So sind wir nach Hause zurückgekommen.“

Im Gegensatz dazu konnte sich ein befragter mali-
scher Migrant namens Philibert aus seiner Haft freikau-
fen. Das Geld für seinen Cousin sollte am Tag danach 
eintreffen, aber eine Person mit einem IOM-Logo auf der 
Uniform kam, bevor das Geld da war. Der Cousin kom-
mentierte die Ankunft der IOM so: „Die IOM zahlte Geld, 
um uns [von einem inoffiziellen Haftort] zu befreien, und 
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brachte uns dann in eine zweite Haftanstalt, wo wir einen 
weiteren Monat festgehalten wurden. […] Sie fragten uns 
nicht, ob wir bleiben oder nach Hause gehen wollen. Der 
Mann hat nicht mit uns gesprochen. Er machte, was er 
wollte.“ Gemäß der Politik der IOM ist die Organisation 
weder für die Inhaftierung von Menschen verantwortlich, 
noch überführt sie Menschen in Haft. Dieser Migrant 
erlebte die Intervention der IOM während seiner Zeit in 
Libyen jedoch keineswegs als Verbesserung seiner Lage.

Schutzbedenken in Niger

Viele der Migrantinnen und Migranten, die einer Rück-
kehr aus Niger zustimmen, sind zuvor aus Algerien in die 
Wüste an der Grenze zu Niger abgeschoben worden. Auf-
grund der Präsenz der IOM in Assamaka, der zur Grenze 
nächstgelegenen Siedlung auf nigrischer Seite, konnte 
die IOM im Jahr 2018 für 11.606 aus Algerien abgescho-
bene Migrantinnen und Migranten erste humanitäre 
Hilfe leisten. Die abgeschobenen Migrantinnen und Mig-
ranten laufen von der Grenze aus rund zwölf Kilometer 
oder werden von Rettungskräften der IOM aufgegriffen. 

In Niger führt die IOM nach eigenen Angaben proaktive 
und reaktive Such- und Rettungsaktionen durch. Proak-
tive Such- und Rettungsaktionen sind zahlenmäßig 
begrenzt und betreffen hauptsächlich gestrandete Mig-
rantinnen und Migranten in Agadez, Arlit und Dirkou. 
Reaktive Such- und Rettungsaktionen finden in Assa-
maka an der algerischen Grenze statt. Sie betreffen vor 
allem Migrantinnen und Migranten, die von den algeri-
schen Behörden gewaltsam in die Wüste an der nigri-
schen Grenze deportiert wurden.

Unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft oder Nati-
onalität haben alle abgeschobenen Migrantinnen 
Zugang zu Nahrung und Wasser, sobald sie in der Sied-
lung nahe der Grenze ankommen. Im Jahr 2018 bot die 
IOM auch 1.479 Migrantinnen und Migranten, die auf 
anderen Routen oder an der Grenze zu Libyen in Not 
geraten waren, humanitäre Hilfe an. Von den 11.606 Mig-
rantinnen und Migranten, die nach einer gefährlichen 
Wanderung durch die algerische Wüste nach der Depor-
tation humanitäre Hilfe erhielten, akzeptierten 8.832 den 
Weitertransport durch die IOM zu Transitzentren in 
Niger. In Interviews stellten die Rückkehrerinnen und 
Rückkehrer die Gefahren, denen sie während der Abschie-
bung von Algerien nach Niger ausgesetzt waren, in den 
Mittelpunkt, wenn es darum ging, warum sie die Hilfe 
der IOM bei der Weiterbeförderung von Niger in ihre 
Herkunftsländer akzeptierten. Boubacar zum Beispiel 
hatte sich in Libyen sehr bewusst gegen eine IOM-Rück-
kehr entschieden. Er hatte Mali 2012 im Alter von 18 Jah-
ren verlassen. Er landete in Libyen, weil die Straße in 
Marokko blockiert war. Als er in Libyen verschleppt 
wurde, konnte er dank des Geldes entkommen, das ihm 
ein Reisebegleiter schickte, dem es gelungen war, das 
Meer zu überqueren. Nach seiner Befreiung entschied 
Boubacar sich gegen eine Rückkehr aus Libyen mithilfe 
der IOM, weil er nicht mit leeren Händen bei seiner 
Familie ankommen wollte. Stattdessen ging er nach 
Algerien, um Geld für eine weitere Bootsüberfahrt zu ver-
dienen. Von Algerien wurde er jedoch nach Niger depor-
tiert. Er musste fünfzehn Kilometer durch die Wüste lau-
fen, bevor er von der IOM gerettet wurde. Erst nach der 
lebensbedrohlichen Abschiebung aus Algerien willigte er 
ein, nach Mali zurückzukehren.

Während die IOM allen deportierten Migrantinnen 
und Migranten den Transport aus der Wüste nach Assa-
maka anbietet, ist der Zugang zu Unterkunft und der 
Weitertransport in die Stadt Arlit nur für Migrantinnen 
und Migranten vorgesehen, die der Rückkehr in ihr 
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Herkunftsland zustimmen. Die Programme der IOM 
sind daher nicht darauf ausgerichtet, allen Migrantinnen 
und Migranten in Niger eine Unterkunft zur Verfügung 
zu stellen, sondern nur denjenigen, die von der Möglich-
keit der freiwilligen Rückkehr Gebrauch machen wollen. 
Es ist allerdings möglich, dass sich Abgeschobene aus 
Algerien zunächst für das AVR Programm registrieren 
und so von Transport und Unterkunft in Arlit, Agadez 
und/oder Niamey profitieren, aber später aus den Rück-
kehrprogrammen aussteigen, indem sie die jeweiligen 
Transitzentren verlassen.

Die Präsenz der IOM an der Grenze zwischen Niger 
und Algerien stellt einen heiklen Balanceakt zwischen 
verschiedenen Funktionen dar. In der Grenzsiedlung 
Assamaka folgt die IOM Niger humanitären Prinzipien, 
indem sie nach einer Abschiebung im Durchschnitt 24 
Stunden lang bedingungslosen Zugang zu Nahrung, Was-
ser und medizinischer Hilfe gewährt. Diese Zeit benötigt 
die IOM im Durchschnitt, um den Transport von der 
Grenzsiedlung nach Arlit, Agadez oder Niamey zu organi-
sieren. Für den Zugang zu Transport und Unterkunft 
folgt IOM Niger jedoch der Logik des Migrationsmanage-
ments. Im Einklang mit dieser Logik des Migrationsma-
nagements können nur jene Migrantinnen und Migran-
ten, die eine Rückkehr akzeptieren, Teil der Zielgruppe 
der humanitären Arbeit der IOM werden. Auch wenn es 
Ausnahmen gibt, bietet die IOM grundsätzlich nur denje-
nigen Deportierten einen Transport von Assamakka nach 
Arlit an, die einer Rückkehr in ihr Herkunftsland zustim-
men (IOM Niger, 2018). Der Zugang zu den Unterkünften 
der IOM in Arlit erfordert daher die Zustimmung zur 
Kooperation bei den Vorbereitungen für eine Rückkehr in 
die Herkunftsländer. Diejenigen, die sich nicht bereit 
erklären, in ihre Herkunftsländer zurückzukehren, kön-
nen direkt in den Nachbardörfern versuchen, mithilfe 
von Transporteuren wieder nach Algerien einzureisen. 
Andere reisen zunächst nach Arlit, wo sie Geldtransfers 
von Familienmitgliedern erhalten können, und reisen 
dann wieder nach Algerien oder anderswohin. Aufgrund 
einer Gesetzesänderung aus dem Jahr 2015 können 
NGOs in Niger Migrantinnen und Migranten ohne Rück-
kehr- oder Neuansiedlungsperspektive nur sehr einge-
schränkt Zugang zu einer Unterkunft gewähren. 

Nach jeder Abschiebung aus Algerien sensibilisieren 
die IOM-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter an der 
Grenze die Abgeschobenen für die Möglichkeit, sich in 
Niger für eine unterstützte freiwillige Rückkehr zu mel-
den. Rückkehrprogramme sind jedoch nicht für alle 

Abgeschobenen ein geeignetes politisches Instrument. 
Erstens haben die algerischen Behörden im Dezember 
2018 damit begonnen, in Einzelfällen auch Menschen 
aus Jemen, Syrien, Palästina, Bangladesch und Tibet 
nach Niger abzuschieben. Einige dieser Deportierten 
waren Inhaberinnen und Inhaber algerischer Flücht-
lingsausweise. Manche wurden an den UNHCR Niger 
verwiesen, andere bezahlten Schmuggler für die Wieder-
einreise nach Algerien. Zweitens genießen die Abge-
schobenen aus den Ländern der Wirtschaftsgemein-
schaft Westafrikanischer Staaten (ECOWAS) Freizügig-
keit in der ECOWAS. Einige Abgeschobene aus Algerien 
haben daher Rechte als Staatbürgerinnen und -bürger 
der ECOWAS in Niger inne. Zwar verfügt die IOM über 
Verfahren, um sicherzustellen, dass Migrantinnen und 
Migranten mit besonderen Bedürfnissen an relevante 
Akteurinnen wie die nigrische Regierung und NGOs, die 
mit dem UNHCR zusammenarbeiten, verwiesen wer-
den, doch konzentriert sich die in Grenznähe angebo-
tene Unterstützung eher auf die Rückkehr als auf die 
Rechte der Menschen. Abgeschobene Migrantinnen und 
Migranten aus Algerien erhalten nicht die Unterstüt-
zung, die sie benötigen, um Rechtsverletzungen wäh-
rend ihrer Abschiebung aus Algerien zu dokumentieren 
und zu beheben. In der Praxis reisen abgeschobene Mig-
rantinnen und Migranten, die nicht in ihre Herkunfts-
länder zurückkehren wollen oder können, mit ihren eige-
nen Mitteln wieder nach Algerien ein.

Das Eintreten gegen Politiken und Praktiken, die 
Schaden anrichten und die Rechte der Menschen verlet-
zen, ist Teil der Verantwortung humanitärer Organisatio-
nen. Entsprechend einer humanitären Logik (vgl. 
Sphere, 2018) sollten die Ressourcen für Unterkünfte, 
Nahrung und Gesundheitsversorgung den Bedürftigsten 
zur Verfügung gestellt werden ‒ und nicht in erster Linie 
denjenigen, die sich zu einer Rückkehr bereiterklären. 
Als wichtige Akteurin in der Region, deren Budget in den 
letzten zehn Jahren rapide angestiegen ist, hat die IOM 
eine besondere Verantwortung, die Ziele und Zielgrup-
pen der humanitären Programme mit den Geldgebern so 
auszuhandeln, dass sie mit humanitären Prinzipien ver-
einbar sind.
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Kapitel 5

Rückkehr und neue Schutzbelange nach 
der Ankunft

Interviews mit zurückgekehrten Migrantinnen und Mig-
ranten machen deutlich, dass sie auch nach der Rückkehr 
Schutz benötigen. Das Konzept der „Reintegration“ setzt 
eine vorherige Integration in ein bestehendes soziales, 
politisches und wirtschaftliches System voraus. Migran-
tinnen und Migranten in Libyen und Niger kehren jedoch 
in strukturell schwache Herkunftsländer zurück. Eine 
ganzheitliche Perspektive auf Dynamiken nach der Rück-
kehr nimmt daher auch Bildungssysteme und Mechanis-
men der sozialen Sicherheit in den Blick, berücksichtigt 
die Rechte der Opfer von Menschenhandel und Folter 
sowie das Risiko, dass Migrantinnen und Migranten nach 
ihrer Rückkehr intern vertrieben werden.

In der Phase vor der Ausreise arbeitet die IOM mit 
vereinbarten Protokollen und Standards für die Beurtei-
lung der Vulnerabilität vor der unterstützten freiwilligen 
Rückkehr sowie bei der Ankunft im Herkunftsland. Diese 
Protokolle werden im libyschen Kontext in einer ange-
passten Weise umgesetzt. Angesichts des begrenzten 
Handlungsspielraums für Migrantinnen und Migranten 
in Libyen bezeichnet die IOM die unterstützte Rückkehr 
aus Libyen als „freiwillige humanitäre Rückkehr“ und 
führt in der Phase vor der Ausreise reduzierte Bewertun-
gen der Vulnerabilität in Libyen durch.

Nach der Ankunft in den Herkunftsländern versucht 
die IOM, die zurückgekehrten Migrantinnen und Migran-
ten bei der Befriedigung ihrer dringendsten Bedürfnisse 
sowie bei Projekten zur Sicherung des Lebensunterhalts 
durch einen so genannten „integrierten Ansatz zur Wie-
dereingliederung“ zu unterstützen. Der Schutz durch die 
IOM nach der Rückkehr konzentriert sich auf bereits 
bestehende Vulnerabilitäten, die mit spezifischen Merk-
malen der Rückkehrerinnen und Rückkehrer zusammen-
hängen, wie z. B. dem besonderen Schutzbedarf von Min-
derjährigen, Schwangeren, Opfern von Menschenhandel 
oder Menschen mit gesundheitlichen Einschränkungen. 
In Nigeria beispielsweise setzen Port Health und die Nati-
onal Emergency Management Agency in Kooperation 
mit IOM-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeitern Gesund-
heitspersonal sowie zwei Krankenwagen ein, um direkt 
nach der Ankunft von Charterflügen aus Libyen auf 
potenzielle medizinische Bedarfe von Rückkehrerinnen 
und Rückkehrern reagieren zu können. In den Wochen 
und Monaten nach der Rückkehr haben die zurückge-
kehrten Migrantinnen und Migranten jedoch auch mit 
neuen Problemen der sozialen Absicherung zu kämpfen, 
z. B. mit Kosten für Gesundheitsversorgung, Schulgebüh-
ren für Kinder und Obdachlosigkeit. Während die 

Identifizierung von Vulnerabilitäten auf der Ebene von 
Strategien und Richtlinien der IOM selbstverständlich 
ist, ist der Zugang zu zusätzlicher Unterstützung durch 
die IOM u.a. für Gesundheitsversorgung und Schulge-
bühren für die Rückkehrerinnen und Rückkehrer in der 
Praxis schwierig. Migrantinnen und Migranten, die Unter-
stützung bei Problemen erhalten wollen, die nach der 
Rückkehr entstanden sind, müssen es zunächst einmal 
schaffen, mit IOM-Personal Kontakt aufzunehmen. Auf-
grund der extrem hohen Fallzahl, mit der die IOM-Mitar-
beiterinnen und -Mitarbeiter zu tun haben, war es für 
befragte Rückkehrerinnen und Rückkehrer sehr schwie-
rig, Zuständige von der IOM telefonisch zu erreichen. 
Die befragten Rückkehrerinnen und Rückkehrer erzähl-
ten, dass sie wiederholt zu den IOM-Büros reisen und 
dort stundenlang warten mussten. IOM Nigeria akzep-
tiert auch, dass Rückkehrerinnen und Rückkehrer Doku-
mente zur Bestätigung ihrer Reintegration per E-Mail 
schicken. Doch von den befragten Rückkehrerinnen und 
Rückkehrern war dies niemandem bekannt.

Die wirtschaftliche Lage von Rückkehrerinnen und 
Rückkehrern ist oft so prekär, dass sie sich die Transport-
kosten zu den IOM-Büros nicht leisten können und es 
daher schnell aufgeben, sich um zusätzliche Unterstüt-
zung zu bemühen. Eine proaktive Begleitung von Reinte-
grationsfällen durch IOM-Mitarbeiterinnen und -Mitar-
beiter könnte die Möglichkeit bieten, Vulnerabilitäten 
und den Bedarf an weiterer Hilfe festzustellen. Dies 
wurde aber bisher nur in sehr begrenztem Umfang durch-
geführt ‒ zum Teil deshalb, weil es für IOM-Mitarbeite-
rinnen und -Mitarbeiter sehr schwierig ist, mit den Rück-
kehrerinnen und Rückkehrern in Kontakt zu bleiben, wie 
das folgende Beispiel verdeutlicht: Mit einer Kohorte von 
12.000 Rückkehrerinnen und Rückkehrern konnte IOM 
Nigeria zusammen mit drei Mitarbeiterinnen und –Mit-
arbeitern für Monitoring und Evaluation im März 2019 
eine Umfrage zur unterstützten freiwilligen Rückkehr 
mit 228 Personen durchführen. Bei 1.289 von 12.000 Per-
sonen, die Reintegrationshilfe in Anspruch genommen 
haben, hat IOM Nigeria mit 136 Rückkehrerinnen und 
Rückkehrern Erhebungen zur Reintegrationshilfe und 
mit 19 Rückkehrerinnen und Rückkehrern zu Nachhal-
tigkeit durchgeführt.

Rückführungen können auch auf andere Weise zu 
einem erhöhten Schutzbedarf in den Herkunftsländern 
führen. Erstens gehen finanzielle Investitionen in die 
Rückkehr- und Wiedereingliederungshilfe zu Lasten ande-
rer politischer Optionen, wie z. B. die Schaffung sicherer 
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und legaler (regionaler) Migrationsrouten oder klassische 
strukturelle Entwicklungshilfe. Aufgrund der Abwesen-
heit stabiler staatlicher Systeme der sozialen Sicherheit 
wenden sich Familienangehörige in den Herkunftslän-
dern oft an Familienangehörige im Ausland, um Gesund-
heitskosten, Schulgebühren und Kosten für Schulbücher 
zu decken. Während sie auf ihre unterstützte Rückkehr 
aus Mali wartete, machte sich zum Beispiel eine inter-
viewte kamerunische Migrantin Sorgen, dass ihre eige-
nen Kinder und die Kinder ihrer Brüder nicht mehr zur 
Schule gehen konnten, seit sie nach ihrer Abschiebung 
aus Algerien kein Geld mehr schickte.

Eine umfassende politische Antwort auf die Mobili-
tät in Nord- und Westafrika muss daher nicht nur die 
individuellen Schutzbedürfnisse von Rückkehrerinnen 
und Rückkehrern berücksichtigen, sondern auch die von 
Familienangehörigen in den Herkunftsländern, die für 
ihren eigenen sozialen Schutz auf Migration und damit 
verbundene Rücküberweisungen angewiesen sein könn-
ten (vgl. Van Walsum/Alpes, 2014). Dies erfordert von 
politischen Entscheidungsträgerinnen und -trägern eine 
gründliche Auseinandersetzung mit der Frage, wie die 
entwicklungspolitischen Wirkungen von Rücküberwei-
sungen im Vergleich zu den entwicklungspolitischen 
Wirkungen von Reintegrationshilfe aussehen. Diese 
Frage ist von entscheidender Bedeutung, da die gemein-
same Initiative von EU und IOM durch Entwicklungsgel-
der des EU-Treuhandfonds für Afrika finanziert wird 
(vgl. Oxfam International, 2017 und 2020). Wenn die 
Auswirkungen der Reintegrationshilfe nicht positiv für 
die Entwicklung der Herkunftsländer sind, sollte sie 
nicht durch öffentliche Entwicklungshilfe finanziert wer-
den. Alternativen zu Rückkehr- und Reintegrationshilfe 
wären die Schaffung sicherer und legaler Migrationsrou-
ten und Arbeitsmigrationsprogramme.

Zweitens kann es passieren, dass die Rückkehrerin-
nen und Rückkehrer nach ihrer Ankunft nicht mehr auf 
das soziale Netzwerk zurückgreifen können, das sie vor 
ihrem Migrationsprojekt hatten. Wenn es kein funktio-
nierendes System der sozialen Sicherheit gibt, sind fami-
liäre und soziale Netzwerke jedoch entscheidende infor-
melle Mechanismen für den sozialen Schutz. Familien in 
den Herkunftsländern verstehen Rückkehr oft als geschei-
tertes Migrationsprojekt, für das die Migrantinnen und 
Migranten individuell Verantwortung tragen. Im Fall der 
Nigerianerin Martha zum Beispiel akzeptierte ihr Onkel 
nicht, dass sie aus Libyen zurückgekehrt war. Vorwurfs-
voll fragte er Martha: „Deine Schwester ist in Frankreich. 

Warum bist du [aus Libyen] abgeschoben worden?“ Die 
Schande, in der Prostitution gearbeitet zu haben, ist ein 
zusätzliches Stigma, das sogar dazu führen kann, dass 
zurückgekehrte Frauen gar nicht an Orte zurückkehren 
wollen oder können, an denen sie vorher gelebt haben.  
Während die IOM das Stigma der Prostitution erkannt 
und begonnen hat, auf Projekt- und Programmebene mit 
der Implementierung von Sensibilisierungsmaßnahmen 
zu reagieren, wurden die strukturellen Grenzen der Rein-
tegrationshilfe auf politischer Ebene nicht gebührend 
beachtet. Umfassende politische Antworten müssen in 
vollem Umfang berücksichtigen, dass die „Reintegra-
tion“ in vielen Fällen schwieriger ist als die anfänglichen 
Versuche der Menschen, sich in ihren Herkunftsländern 
ein Leben aufzubauen, so dass sie nach der Rückkehr 
eher mehr als weniger geneigt sein werden, auszureisen.

Drittens können Rückkehrerinnen und Rückkehrer 
Opfer von Vertreibungen werden, wenn die Sicherheits-
lage an ihren Herkunftsorten und -regionen für eine 
Rückkehr nicht förderlich ist. Der AVRR-Rahmen der 
IOM sieht vor, dass Migrantinnen und Migranten an den 
UNHCR verwiesen werden, falls die Herkunftsländer als 
unsicher für eine Rückkehr eingestuft werden. Dieser 
Ansatz berücksichtigt jedoch nur die Einhaltung des 
Non-Refoulement-Prinzips und lässt die sozialen und 
wirtschaftlichen Menschenrechte der Migrantinnen und 
Migranten außer Acht. Er berücksichtigt zudem überwie-
gend die Länderebene und lässt wichtige Unterschiede 
innerhalb der Länder unbeachtet. In einigen Fällen sind 
Rückkehrerinnen und Rückkehrer bereits vor ihre Migra-
tion intern vertrieben worden, oder sie laufen Gefahr, 
nach der Rückkehr intern vertrieben zu werden. Nigeria-
nerinnen und Nigerianer aus dem Tschadseebecken und 
Malierinnen und Malier aus der Mitte und dem Norden 
beispielsweise werden nicht in ihre Herkunftsstädte und 
-dörfer zurückkehren können, wenn sie weiterhin Bedro-
hungen ihrer Sicherheit befürchten müssen. Eine umfas-
sende politische Antwort auf die Mobilität in Nord- und 
Westafrika muss daher potenzielle Schutzbedenken 
nicht nur in Bezug auf Länder, sondern auch auf Regio-
nen und Herkunftsorte prüfen. 
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Kapitel 6

Lokalspezifische Schutzmechanismen

Wie gehen die Rückkehrerinnen und Rückkehrer selbst 
vor, um ihre Bedürfnisse und Wünsche nach der Rück-
kehr zu erfüllen? Der Zweck dieses Kapitels besteht nicht 
darin, IOM-Projekte oder -Programme zu bewerten, son-
dern die Praktiken und Erfahrungen von Migrantinnen 
und Migranten in einen breiteren politischen Kontext 
jenseits der Rückkehr zu stellen. Eine Gegenüberstellung 
des Einsatzes von Rücküberweisungen von Migrantin-
nen und Migranten und Reintegrationshilfe erweitert die 
Analyse von Rückkehroperationen als Schutzmaßnahme 
und weist auf die Notwendigkeit von stärker auf Rechten 
basierenden Mobilitätsansätzen hin.

Erstens veranschaulichen die Berichte der Rückkeh-
rerinnen und Rückkehrern, dass Überweisungen von 
Familienmitgliedern in Europa weiterhin eine Schlüssel-
rolle für den sozialen Schutz von Familien spielen kön-
nen, auch wenn die Zurückgekehrten von Reintegrati-
onshilfe profitieren. Obwohl Seydou zum Beispiel mit 
einem von der IOM finanzierten Motorrad ausgestattet 
war, reichte sein tägliches Einkommen nicht aus, um 
eine eigene Unterkunft zu bezahlen, geschweige denn, 
um seine Familie im Dorf bei medizinischer Versorgung 
oder Unterrichtsgebühren zu unterstützen. Selbst nach-
dem er Zugang zu Reintegrationshilfe erhalten hatte, 
drängte Seydou seinen Bruder in Frankreich weiter, eine 
Kontaktperson zu bezahlen, um ein Visum für Frank-
reich zu erhalten. Seydous Bruder weigerte sich, ihn nach 
Frankreich zu holen, willigte nach einer Auseinanderset-
zung aber ein, Seydou Geld zu schicken, damit er auf die 
familiären Probleme im Dorf reagieren und so seinen 
Verpflichtungen als verantwortungsbewusster Erwachse-
ner nachkommen könne. Die Überweisungen aus Frank-
reich ermöglichten es ihm, seine Ehre und soziale Funk-
tion als verantwortungsbewusster männlicher Erwachse-
ner sowohl an seinem Wohnort als auch in seinem Her-
kunftsdorf aufrechtzuerhalten. Die transkontinentale 
Migration blieb in Seydous Leben trotz der materiellen 
Unterstützung durch die IOM mit der Finanzierung des 
Motorrads entscheidend.

Zweitens war die Resilienz derjenigen in dieser Stu-
die befragten Rückkehrerinnen und Rückkehrer am 
höchsten, die es schafften, Grundstücke zu kaufen, Häu-
ser zu bauen oder Familienmitglieder mit Überweisungen 
zu unterstützen, während sie durch oftmals mehrere 
westafrikanische Länder migrierten. Entgegen der Logik 
der Reintegrationshilfe, die in der Praxis für die Rückkeh-
rerinnen und Rückkehrer bisher meist in Form von Schu-
lungen in unternehmerischen Fertigkeiten und kleinen 

Geschäften greifbar wird, entschieden sich die Migran-
tinnen und Migranten (vor allem in Algerien) dafür, 
Rücküberweisungen in erster Linie in den Kauf eines 
Grundstücks zu investieren und zu versuchen, in ihren 
Herkunftsländern ein Haus zu bauen. In nur sechs 
Monaten Auslandsaufenthalt in Algerien konnte bei-
spielsweise die kamerunische Migrantin Martha genü-
gend Geld sparen, damit ihr Bruder ein Grundstück kau-
fen und ein Haus für sie und seine Kinder bauen konnte. 
Während sie auf ihre Rückkehr nach Kamerun wartete, 
erklärte sie: „Ich kann nach Kamerun zurückkehren. Ich 
muss nichts mieten. Ich habe ein Haus. In sechs Mona-
ten im Ausland [in Algerien] konnte ich ein Haus bauen. 
Wir sind draußen, weil wir draußen besser bezahlt wer-
den.“ Auch wenn die Reintegrationshilfe zunehmend 
versucht, auch auf Gemeindeebene zu intervenieren, 
kann ein projektgetriebener Ansatz der Reintegration 
die Einkommensunterschiede in den Herkunfts-, Tran-
sit- und Zielländern nicht beseitigen. Diese Einkom-
mensunterschiede sind jedoch einer der vielfältigen und 
komplexen Gründe, warum Menschen ihre Länder ver-
lassen, um im Ausland zu arbeiten. Daher muss die Ver-
wendung von Geldern der Entwicklungszusammenar-
beit für Rückkehr- und Reintegrationshilfe untersucht 
und mit dem entwicklungspolitischen Nutzen von Rück-
überweisungen verglichen werden.

Drittens akzeptieren die befragten Rückkehrerinnen 
und Rückkehrer aufgrund von Notsituationen zwar eine 
Rückkehr aus Libyen und Niger, betrachten geographi-
sche Mobilität jedoch weiterhin als Schlüssel zu sozialer 
Entwicklung. Die Entschlossenheit der Menschen, die 
Migrationsbestrebungen nach einer Rückkehr nicht auf-
zugeben, zeigte sich im Interviewmaterial, wurde aber 
auch durch die Zahl der interviewten Rückkehrerinnen 
und Rückkehrer belegt, die bereits mehrmals zurückge-
kehrt und wieder migriert waren.

In den Erfahrungen der zurückgekehrten Migrantin-
nen und Migranten sind soziale und geographische 
Mobilität also weiterhin miteinander verbunden. Eine 
politische Antwort, die versucht, lokal wirksame Mecha-
nismen der Resilienz zu respektieren, muss auch darauf 
hinarbeiten, sichere und legale Migrationswege in der 
Region und darüber hinaus zu eröffnen. Durch die Schaf-
fung der Voraussetzungen für wirtschaftlich tragfähige 
und physisch sichere (regionale) Migrationswege können 
Mobilität und Vulnerabilität entflochten werden.
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Kapitel 7

Schlussfolgerungen und politische 
Handlungsempfehlungen

Isoliert betrachtet reagieren Notfallrückführungen auf 
akute Schutzbedarfe von Einzelpersonen. In Libyen 
erlaubt die Zustimmung zur Rückkehr den Migrantinnen 
und Migranten, entsetzliche Haftanstalten oder stark 
ausbeuterische Lebensbedingungen hinter sich zu las-
sen. In Niger ermöglicht die Zustimmung zur Rückkehr 
Migrantinnen und Migranten den Zugang zu Unter-
kunft, medizinischer Versorgung und Nahrung, oft nach 
unrechtmäßigen und lebensbedrohlichen Abschiebun-
gen durch algerische Behörden. In einer umfassenderen 
und längerfristigen Perspektive geht die Rückkehrpolitik 
jedoch nicht auf die eigentlichen Ursachen der Vulnera-
bilität von Migrantinnen und Migranten ein. Interviews 
mit zurückgekehrten Migrantinnen und Migranten ver-
anschaulichen, dass Pull-back-Aktionen an der libyschen 
Küste sowie die algerischen Abschiebepraktiken nach 
Niger ganz wesentlich beeinflussen, inwieweit Migrantin-
nen und Migranten die IOM-Rückkehr in ihre Herkunfts-
länder akzeptieren.

Nach der Rückkehr in die Herkunftsländer haben 
die Rückkehrerinnen und Rückkehrer weiterhin einen 
Schutzbedarf, insbesondere in Form von Zugang zu 
medizinischer Versorgung und Schulgebühren. Ange-
sichts häufig fehlender oder anderweitig schlecht funktio-
nierender Systeme der sozialen Sicherheit kann die 

Reintegrationshilfe für Einzelpersonen diesen Bedürfnis-
sen nur teilweise gerecht werden. In den Interviews dieser 
Studie blieb das sozioökonomische Empowerment zudem 
auch nach der ersten Rückkehr eng mit der geographi-
schen Mobilität verbunden. Folglich versuchen die Rück-
kehrerinnen und Rückkehrer weiterhin, ihre Bestrebun-
gen nach sozialer Mobilität und sozialem Schutz durch 
wiederholte Reiseversuche zu verwirklichen.

Die folgenden Politikempfehlungen verbinden die 
obigen Erkenntnisse mit den Prinzipien des humanitären 
Schutzes: i) Schadensvermeidung und -verhinderung, 
ii) Befähigung der Menschen, ihre Rechte einzufordern, 
iii) Unterstützung der Entwicklung von Selbstschutzka-
pazitäten und iv) bedarfsgerechte Hilfe.

1. Die Schutzbedürftigkeit der Migrantinnen und 
Migranten in Nord- und Westafrika sind nicht 
unvermeidlich, sondern werden aktiv durch 
bestimmte Politiken verursacht.

 • Die derzeitige Abschiebepraxis von Staatsangehöri-
gen aus Subsahara-Ländern von Algerien nach Niger 
stellt eine eklatante Verletzung des Völkerrechts dar 
und macht Migranten extrem vulnerabel. Internatio-
nale Organisationen, die Europäische Union und die 
Regierung von Niger müssen eine entschlossene und 

Migranten warten vor dem Transitzentrum der IOM in Agadez.
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öffentliche Haltung gegen diese Praktiken einneh-
men und die potentiell negativen Auswirkungen der 
in Niger verfügbaren Rückkehrprogramme auf die 
Abschiebepraxis aus Algerien kritisch untersuchen. 

 • Die Europäische Union und die EU-Mitgliedstaaten 
müssen die Finanzierung der libyschen Küstenwache 
einstellen. Stattdessen sollten sie für proaktive Such- 
und Rettungsaktionen im zentralen Mittelmeer sorgen, 
Mechanismen für eine vorhersehbare Ausschiffung 
und Relokalisierung schaffen, die Rechte von Migran-
tinnen, Migranten und Flüchtlingen in der migrations-
politischen Zusammenarbeit mit Libyen schützen und 
sich zu einer globalen Teilung der Verantwortung und 
zur Förderung regulärer Migrationswege verpflichten.

2. Den Schutzbelangen von Migrantinnen und 
 Migranten in Nord- und Westafrika kann begegnet 
werden, indem man die Menschen befähigt, ihre 
Rechte einzufordern.

 • Rückkehrprogramme müssen den Rechten von 
Menschen, die vor oder während ihrer Migration 
intern vertrieben, gefoltert oder Opfer von Menschen-
handel geworden sind, mehr Aufmerksamkeit schen-
ken. Opfer von Menschenhandel und Folter sollten 
Zugang zu einem Asylverfahren oder einem Umsied-
lungsmechanismus in ein Drittland als Alternative 
zur Rückkehr in die Herkunftsländer haben.

 • Da das Entwicklungspotenzial der Migration besser 
genutzt werden kann, wenn die Migrationsrouten 
sicher und legal sind, sollten die afrikanischen Staaten 
und insbesondere die ECOWAS-Mitgliedsstaaten die 
regionale Entwicklung und die Freizügigkeit verteidi-
gen und unterstützen, wie z. B. die Agenda 2063 und 
das ECOWAS-Protokoll von 1979 über die Freizügigkeit, 
den Aufenthalt und die Niederlassung von Personen.

3. Migrantinnen und Migranten in Nord- und 
 Westafrika sowie Bürgerinnen und Bürger in 
den Herkunftsländern haben ihre eigenen 
 Selbstschutzmechanismen.

 • Aufgrund der Kosten für Gesundheitsversorgung 
und Bildung hatten Rückkehrerinnen und Rückkeh-
rer in den Herkunftsländern Schwierigkeiten, tragfä-
hige Lebensprojekte auf die Beine zu stellen, selbst 
wenn sie Zugang zu Reintegrationshilfe hatten. Statt 
in individuelle oder kollektive Businessprojekte von 
Rückkehrerinnen und Rückkehrern oder Sensibilisie-
rungskampagnen über Migrationsrisiken, sollten die 

Mittel des EUTF für Strukturinvestitionen daher eher 
in die strukturelle Entwicklungshilfe fließen, die Bil-
dungs- und Sozialversicherungssysteme in den Her-
kunftsländern stärkt.

 • Die Resilienz der befragten Rückkehrerinnen und 
Rückkehrer war dann am höchsten, wenn sie während 
ihrer Migration in der Lage gewesen waren, Grundstü-
cke zu kaufen, Häuser zu bauen oder Familienmitglie-
der mit Überweisungen zu unterstützen. Die Fähigkeit 
der Rückkehrerinnen und Rückkehrer, erfolgreich 
neue Lebensperspektiven in ihren Herkunftsländern 
zu entwickeln, profitiert daher auch von der Existenz 
freier und sicherer Wege sowohl für die regionale als 
auch für die internationale Migration.

4. Die Finanzierung von Rückkehr- und Reintegrati-
onsunterstützung muss sich an den Bedürfnissen 
der Menschen und an empirischen Erkenntnissen 
orientieren.

 • Humanitäre Akteure (und ihre Geldgeber) sollten die 
Begünstigten von Programmen ausschließlich auf der 
Grundlage humanitärer Bedürfnisse definieren und 
sich nicht von Logiken des Migrationsmanagements 
beeinflussen lassen. Nur ein kleiner Teil der afrikani-
schen Migrationsbewegungen hat Europa zum Ziel. 
Der Entwicklungsbeitrag von Rückkehrerinnen und 
Rückkehrern ist dann am stärksten, wenn sich die Mig-
rantinnen und Migranten freiwillig zu einer Rückkehr 
entschlossen haben.

 • Gelder der Entwicklungszusammenarbeit sollten 
nur dann für Rückkehr- und Reintegrationsprogramme 
verwendet werden, wenn eine positive Verbindung 
zu Entwicklung hergestellt werden kann. Die entwick-
lungspolitischen Auswirkungen der Reintegrations-
hilfe müssen untersucht und mit dem Nutzen und 
den Auswirkungen der Rücküberweisungen von Mig-
rantinnen und Migranten verglichen werden.
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